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No. 94. Mittag- Ausgabe. 

N Telegraphiſche Depeſchen. 

m⸗ Paris, 23. Februar, Nachmittags. Hier eingetroffene 

d. erichte aus Tetuan vom 16, d. melden, daß der Marſchall 

1 O'Donnell Folgendes als Baſis für die Friedensunterhand⸗ 

E lungen aufgeſtellt habe: Spanien bleibt im Beſitze des er⸗ 
oberten Territoriums und Tetuans; Marocco zahlt eine 

Br Kriegs⸗Eutſchädigurg von 200 Millionen Realen und ver: 

en pflichtet ſich, den katholiſchen Kultus zu achten. Den Maroe⸗ 

in canern iſt zur Beantwortung Friſt bis zum 23. d. gelaſſen. 

1 Frankfurt a. M., 23. Februar, Nachmittags. In 

it der heutigen Sitzung des Bundestages haben die bei den würz⸗ 

ik burger Konferenzen betheiligt geweſenen Staaten einen Antrag 

„ in Betreff eines gleichen Maßes und Gewichtes für alle 

n deutſchen Länder geſtellt. Derſelbe wurde dem Handelsaus⸗ 


ſchuſſe zugewieſen. Die Interpretation des Militärausſchuſſes 
zn auf „allgemeine“ Reviſion der Bundes⸗Kriegsverfaſſung wurde 
angenommen. 
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1 Telegraphiſche Nachrichten. 

e; Frankfurt, 23. Februar. Die 0 hat in ihrer heu⸗ 

ji tigen Sitzung Beſchluß wegen der Reviſion der Bundeskriegsverfaſſun nach 

1 den Anträgen des Ausſchuſſes gefaßt, welche dahin gehen, vorbehältlich einer 
politiſchen Begutachtung der preußiſchen Anträge durch den Ausſchuß ein 

r⸗ militäriſches Gutachten der Militärkommiſſion darüber zu erfordern. 

N, Paris, 22. eee Die „Patrie“ dementirt in förmlicher Weiſe das 

05 Br von der bevorſtehenden Vorlegung eines Geſetzes über die Einkom⸗ 
menſteuer. 

e, Eine turiner Korreſpondenz des „Conſtitutionnel“ meldet, der eee 
Geſandte, Sir J. Hudſon, werde den Grafen Cavour auffordern, jede Ueber⸗ 
ſtürzung zu vermeiden und das Ende der obſchwebenden Unterhandlungen 

abzuwarten. ; . | : 

il Rußland wünſcht gemeinſchaftlich mit Preußen eine Konferenz zu bean⸗ 

ö tragen. Preußen wird wahrſcheinlich unter beſtimmten Vorbehalten zuſtim⸗ 

it men. (S. Berlin.) 

London, 22. Februar. Dem telegr. Büreau von Reuter meldet man 
m aus Rom, 21. Februar: Kardinal Antonelli hat dem Detione von Gram⸗ 
d mont erwidert, er werde nach Empfang der päpſtlichen Befehle dem päpſtli⸗ 

chen Nuntius in Paris die Antwort des heiligen Stuhles auf die Depeſche 

n Thoupenels vom 12. Februar zuſtellen. — Man verſichert, der Papſt bereite 
ein Motu proprio vor, welches die Verſprechungen von Gasta realiſirt; daſ⸗ 
Ice ſolle veröffentlicht werden, ſobald die päpflichen Beſitzungen garantirt 
eien. 

© Laut Nachrichten aus Newport vom 10. Februar haben amerikanische 

* ee ee ſich mit Petitionen an den Kongreß gewendet, die ameri- 

Alaniſche Regierung möge die Vermittelung zwiſchen den Weſtmächten und 

5 China übernehmen. X En 

3 Stockholm, 18. Febr. Nachdem der Prieſterſtand nn des 

e Adels und des Bürgerſtandes angenommen, iſt es zum Reichstagsbe chluß 

5 


| geworden, ein ausländiſches Anlehen von 25 Millionen aufzunehmen. (Der 
fee hatte Anfangs, wie der Bauernſtand, für eine 20 Millionen⸗ 
nleihe geſtimmt, wie kürzlich gemeldet.) 


— 


5 Preuſ en. 
K. C. 12. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. ö 
a „Präſident Simſon eröffnet die Sitzung um 10 Uhr 5 Minuten. Die 
) Baänke des Hauſes ſind kaum beſetzt, auf der Linken find fie faſt leer. Am 
Miniſtertiſche: v. d. Heydt, v. Patow, Reg.⸗C. Meinicke. Die Tribünen ſind 
einigermaßen beſetzt. 
N (3 Mitglieder der Commiſſion zur Vorberathung des Antrags Reichen⸗ 
a erger wegen Reform des rheiniſchen Hypothelen⸗Rechts find gewählt: Frech, 
orſizender, Reichenſperger (Köln), Stellvertreter des Vorſitzenden, Heyl, 
Schriftführer, de Syo, Stellv. des Schriftführers, Contzen, Bürgers, Blömer, 
Müller (Trier), v. Raitz⸗Frentz, Braun (Duisburg), Reichenſperger (Geldern), 
v. Thimus, Reuſch, Guitienne. 
Zur Berathung ſteht die dritte der Grundſteuer-Vorlagen, den 
Geſetzentwurf betreffend: „Die Veranlagung und Erhebung der Grundſteuer 
- von den bisher befreiten und bevorzugten Grundſtücken.“ Die allgemeine 
Tendenz des Geſetzentwurfs, der zuſammen mit dem folgenden Geſetzentwurf 
wegen der Entſchädigung ein untrennbares Ganze bildet, iſt in der Ueber: 
ſicht hinlänglich bezeichnet. Die Commiſſion (Referent Duncker, Berlin) hebt 
in ihrem Bericht mit Nachdruck das Motiv der politiſchen Gerechtigkeit her⸗ 
vor, während ſie das finanzielle Moment als das untergeordnete behandelt, 
da namentlich in den erſten Jahren wegen der) Koſten der Entſchädigung, 
Verzinſung und Amortiſation der rückzuſtellenden Schuldverſchreibungen ein 
— 5 für * Staatskaſſe kaum zu hoffen iſt. — Zur General⸗Diskuſſion 
pricht zuerſt 
Keſerent Abg. Duncker: Er glaube mit ſehr wenigen Worten die An⸗ 
nahme des vorliegenden Geſetzentwurfs empfehlen zu können. Der Abg. 
Gneiſt habe in einer der letzten Sitzungen darauf hingewieſen, daß in dieſem 
Jahre das fünfzigjährige Jubiläum der Grundſteuerfrage gefeiert werde, und 
er wolle gegenwärtig nur daran erinnern, daß morgen der Jahrestag zum 
n wiederkehre, an dem Se. Majeſtät durch Geſetz verordnet, daß 
ei den einzelnen Gütern und Grundſtücken des platten Landes ꝛc. die 
Grundſteuerbefreiung aufgehoben ſei. Er frage nun, ob es in unſerem 
Staate gewohnheitsmäßig werden ſolle, daß ſolche Geſetze nicht zur Ausfüh⸗ 
rung gelangten, und möchte in der zwölften Stunde bitten, eine Bevorzu⸗ 
e zu beſeitigen, welche die unbedingte Herrſchaft des Geſetzes in Preußen 
i 
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n Frage ſtelle. e N 
bg. v. Blanckenburg: Ueber die Tragweite des Votums ſeien Alle 
einig, auch einem Vergleiche unter gewiſſen Bedingungen ſtehe er und ſeine 
Partei nicht entgegen. Die Ausgleichung müſſe er aber unter allen Umſtän⸗ 
den verwerfen. Der national⸗ökonomiſche Werth der Vorlage ſei äußerſt be⸗ 
denklich; ſchon deshalb ſei er gegen eine Lebendigmachung des Geſetzes über 
die Ausgleichung. Ebenſo ſtimme er gegen die andern Vorlagen. Wenn 
es indeſſen der Fegterung gefallen ſollte, das bedenkliche Ausglei ſungs⸗Prin⸗ 
ip zu entfernen, wenn ein Geſetz geſchaffen werden ſolle, das nicht ſo viele 

arkeien ungerecht betreffe, dann würde die Minorität einem ſolchem Geſetze 
ihre 5 zuwenden.“ (Heiterfeit.) Er müſſe dies jagen, gerade 

ö weil er zur Minorität gehöre. Der Referent habe die Annahme der orla⸗ 
gen mit einem ſehr kurzen Hinweis auf das Geſetz vom 24. Februar 1850 

über die Aufhebung der Grundſteuerbefreiungen empfohlen. Wenn man aber 

auch der allgemeinen Anſicht ſei, daß jene Beſtimmung re werden 

müſſe, ſo pr Fri ſich dennoch juriſtiſche Bedenken über die Art der Aus: 
führung. Jene Beſtimmung könne aufrecht erhalten, aber modiftzirt werden. 

Es ſei nicht ſeine Anſicht, daß eine Grundſteuer unter allen Umſtänden nicht 
aufgelegt werden dürfe, ebenſo halte er es für unpatriotiſch, ſich für die Auf⸗ 
rechterbaltung der Befreiung auf die weſtpreußiſche Aſſekurations⸗Urkunde 

Wohl aber müſſe er es in Zweifel ziehen, daß eine Be⸗ 
Urkunden und Privilegien in einzelnen Provinzen aufzu⸗ 
heben, um den andern Provinzen eine Bevorzugung zu geben. s ſei von 
jeher das Prinzip der Geſetzgebung geweſen, alle Rittergüter gleichmäßig zu 
veranlagen. Er verweiſe auf das Edikt von 1811. Wo eine Befreiung ein⸗ 
getreten, ſeien wohl auch gute Gründe vorhanden geweſen. Was den Vor⸗ 
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ſtäzen zu wollen. 
rechtigung vorläge, 
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Expedition: Herrenſtraße AZ 20. 
Außerdem übernehmen alle Poſt-Anſtalten 
Beſtellungen auf die Zeitung, welche an fünf 
Tagen zweimal, Sonntag und Montag einmal 

erſcheint. 


lung. 


Freitag den 24. Februar 1860. 


wurf anbetreffe, daß die Bauerngüter oft höher beſteuert geweſen, als die 
Rittergüter, ſo erinnere er daran, daß z. B. in Pommern die Bauern die 
Grundſteuer übernommen hätten, wogegen die Rittergüter andere Laſten 
trügen. Von jeher ſei die Ritterſchaft immer noch zu außergewöhnlichen 
Laſten verpflichtet geweſen; was hätten die Koloniſten zu leiſten gehabt, die 
doch auch ſteuerfrei geweſen? Wie könne endlich überhaupt davon die Rede 
ſein, daß es eine Klaſſe gebe, die wegen der Aſſekurations⸗Urkunde frei von 
Steuern ſein wolle? Ob die rechte Seite des Hauſes nicht wiſſe oder nicht 
wiſſen wolle, daß auch er und ſeine Geſinnungsgenoſſen verlangten, die 
Steuern ſollten auf alle Schultern gleich vertheilt werden? Es habe große 
Heiterkeit erregt, daß er die ER aufgeſtellt, auch der Abgeordnete 
v. Vincke werde ſich einſt noch zu ſeinen (des Redners) Anſichten über die 
Grundſteuer bekehren. Aber Herr v. Vincke habe ja in der Kommiſſ. die 
Aeußerung gethan, die ebenfalls kein Geheimniß ſei, daß er die national⸗ 
oͤkonomiſchen Bedenken der Grundſteuer anerkenne, und ſich gegen einen 
künftigen Zuſchlag zu derſelben ausſprechen werde. Wenn dem ſo ſei, wär: 
um wolle die Rechte den Anſichten des Hrn. v. Vincke nicht folgen, warum 
wolle ſie die Konſequenzen derſelben zurückweiſen? (Heiterkeit). Die Grund⸗ 
ſteuer gebe nicht dem Lande, ſondern den modernen national⸗ökonomiſchen 
Theorien Recht. Es ſei ein Fröſteln durch das Haus gegangen, als der Fi⸗ 
nanzminiſter ſich auf Oeſterreichs Vorgang in dieſer Sache berufen. Er ſehe, 
dieſes Fröſteln werde zum Schütteln werden, und das Haus werde die 
Vorſchläge abſchütteln. 

Abg. v. Fock: Er ſei nicht für die Ausgleichungs⸗Theorie, halte aber 
die Annahme des vorliegenden Entwurfes im Intereſſe der befreiten Grund⸗ 
beſitzer ſelbſt geboten, damit die Würde derſelben nicht leide. 

Abg. v. Roſenberg⸗Lipinski: Er werde gegen die erſte und zweite 
Vorlage, aber für die dritte und vierte ſtimmen, fe alſo für Aufhebung der 
bisherigen Steuerprivilegien. Für die Ausgleichung der Steuer in den ver⸗ 
ſchiedenen Provinzen werde er nicht ſtimmen, weil, wenn auch von den Pro⸗ 
vinzen neue Steuern . würden, nichts dafür geſchehe, die Steuer⸗ 
kraft derſelben zu heben, wenigſtens nicht ſeitens des Handelsminiſters. 
CBetwegung.) Er wolle einmal von den weltlichen Provinzen, über welche 

isher fo viel geſprochen, nach den öſtlichen gehen, und zwar nach dem rech⸗ 

ten Oderufer, und erinnere das hohe Haus an das Schickſal der dort beab⸗ 
ſichtigten Eiſenbahnanlage, und daran, wie damals das Intereſſe jener Ge⸗ 
gend langſam aber ſicher getödtet ſei. Man werde es ihm nicht verdenken, 
wenn er unter dieſen Umftänden lieber noch länger die Steuerungleichheit 
zwiſchen den Provinzen aufrecht erhalten wiſſen wolle. — Uebrigens habe er 
das Wort nur ergriffen, weil nach einer Aeußerung des Präſidenten ſchließ⸗ 
lich noch über alle vier Vorlagen zuſammen abgeſtimmt werden ſolle, und er 
dann nicht Gelegenheit haben werde, ſein Votum zu motiviren. Bei ſeinem 
Votum für Aufhebung der Steuerprivilegien wolle er nicht in Details ein⸗ 
ehen, er wolle ſich auch nur an diejenigen wenden, welche Gegner der Vor⸗ 
agen ad 3 und 4 ſeien, an die größeren Gutsbeſitzer; dieſe erinnere er an 
Art. 101 der Verfaſſungs⸗Urkunde und an den Satz: „ein Wort, ein Mann!“ 
Die Rechtlichkeit, ja das decorum erfordere die Aufhebung der Privilegien; 
es ſei dies eine wahrhaft conſervative Pflicht, eine wahrhaft ariſtokratiſche. 
Der Widerſpruch des Abg. v. Blanckenburg gegen die Vorlage erinnere ihn 
an deſſen vor einigen Jahren bei Gelegenheit einer Steuervorlage gehaltenen 
Rede, welche mit den Worten geſchloſſen: „den Daumen auf den Geldbeutel 
halten, iſt echt ſtändiſch.“ Gerade dies ſei nichts weniger als ſtändiſch 
(Bravo rechts); erſt ſeit dem Augenblick, in dem die Stände aufgehört, neben 
ihren Rechten ihre Pflichten zu vergeſſen, erſt ſeit dem Augenblick hätten die 
Stände an innerer und äußerer Autorität verloren. Ein richtiges Verſtänd⸗ 
niß deſſen, was echt conſervativ und ariſtokratiſch ſei, müſſe zur Annahme 
der beiden Vorlagen verantailen. Die Bevorzugten müßten die ihnen jetzt 
gebotene . zur Aufhebung der Privilegien benutzen, da ihnen ſo⸗ 
gar noch eine Entſchädigung gewährt werden ſolle, für welche er übrigens 
auch ſtimme. Er appellire in Betreff der Abſtimmung über die beiden Vor⸗ 
lagen an die wahrhaft conſervative und ariſtokratiſche Geſinnung der bisher 
Privilegirten. (Bravo rechts.) i 

Abgeord. Lette (gegen eine Aeußerung des Abg. v. en Es 
würde nicht nachzuweiſen ſein, daß in Pommern die Bauern die Grund 
ſteuer übernommen hätten; dann würden dieſe durch jene zu entſchädigen 
ſein. Die Rittergüter hätten alle Laſten auf die Bauern abgewälzt, und die 
ſchwachen Fürſten hätten fie lange nicht gehindert, weil fie von ihren Stän⸗ 
den, eben den Rittern, Geld hätten haben müſſen. Aber mit der veränder⸗ 
ten ſocialen und ſtaatlichen Ordnung hätten ſich auch die Pflichten aller ge— 
gen das Allgemeine geändert. \ r 5 F 

Abg. v. Prittwitz ſpricht mit angegriffener Stimme, und iſt bei dem 
Rauschen des Ventilators ſo wenig zu verſtehen, das nur aus der Erwiderung 

des Reg.⸗Com. zu entnehmen iſt, er ſei gegen die Vorlage. 
Reg.⸗Com. Meinicke: Gegen die beiden vorliegenden Geſetzentwürfe 
ſeien von keiner Seite erhebliche Einwürfe gemacht, und er wolle daher nur 
auf einige Aeußerungen der Abgg. v. Blankenburg und v. Prittwitz wenige 
Worte erwidern. Er ſei davon feſt überzeugt, daß das Geſetz vom Jahre 
1850 niemals werde aufgehoben werden können (Bravo rechts), und wie die 
bisherigen Staats⸗Regierungen in dieſer Anſicht übereinſtimmten, ſo ſehr ſie 
auch in ihren politiſchen Anſichten von einander abwichen, ſo werde auch 
jede fernere Staats: Regierung auf dem eingeſchlagenen Wege fortſchreiten, 
um endlich zum Ziele zu gelangen, da auch die allgemeine Stimmung im 
Lande ſich in den letzten 10 Jahren immer mehr dahin neigte, die Grund⸗ 
ſteuerbefreiungen aufgehoben zu ſehen. Was die auf die bäuerlichen Beſitze 
in Pommern ob mit Recht oder Unrecht übertragene Grundſteuer betreffe, ſo 
ſcheine dieſe Umwandlung in dieſem Augenblicke von geringem Einfluſſe zu 
ſein; er glaube, daß für Pommern diejenige Steuer⸗Reviſion in's Auge zu 
faſſen ſei, welche im Jahre 1717 vorgenommen ſei. (Der Redner verlieſt 2 
darauf bezügliche Verordnungen). Zur Zeit exiſtirten in Pommern noch 
3300 freie Ritterhöfe, deren Befreiung aufgehoben werden müſſe. Wenn 
Abg. v. Prittwitz die Aſſekuration nicht als € eſetz, ſondern als läjtigen Ver: 
trag betrachte, ſo ſei ſchon im Jahre 1852 auf den betreffenden Unterſchied 
hingewieſen worden, und es ſei klar, daß was dem öffentlichen Rechte ange⸗ 
höre, auch ohne Entſchädigung aufgehoben werden könne, und dahin gehöre 
ohne Zweifel die Aſſekuration, deren Aufhebung ohne Entſchädigung nicht 
bezweifelt werden könne. ; 

Hiermit wird die General:Diskuffion t 
perſönlichen Bemerkung des Abg. v. Vincke een), daß, wenn er von einer 
winzigen Minorität 5 9 7 75 er nicht die Minorität im Hauſe — das wäre 
unparlamentariſch — ſondern die Minorität im Lande gemeint habe, und 
daß er dabei noch heute ſtehen bleibe, nimmt das Wort: 

. Duncker (Berlin): Der Abg. v. 
der Möglichkeit der Aufhebung des Geſetzes vom 24. Febr. 1850 geſprochen. 
Dagegen ſei zu bemerken: entweder man beantrage die Aufhebung beſtehen⸗ 
der Geſetze, oder man füge ſich ihnen, eins oder das andere. — Die Militär⸗ 
Reform, für die derſelbe Abg. ſich wieder ſo lebhaft ausgeſprochen habe; 
ſtehe mit der Grundſteuervorlage im engſten Zuſammenhange: es ſei unmög⸗ 
lich, Mehrausgaben lediglich auf die perſönlichen Steuern zu legen. Das 
babe der Finanzminiſter ausdrücklich erklart. Er empfehle alſo wegen dieſer 
Zuſammengehörigkeit das vorliegende Geſetz zur Annahme. 8 

Zur Spezialdiskuſſion über 8 ach Maß des Geſetzes: Veranlagung 
der bisher bevorzugten Grundſtücke na Maßgabe der betr. Steuerverfaſ⸗ 
fung), Abg. v. Wedell ie bisher ſo weit derſelbe verſtändlich, ſpricht er 
von den Schwierigkeiten, die bisher ſteuerfreien Grundſtücke zur Grundſteuer 
hem welche in r weiſt namentlich auf die verſchiedenen Steuerverfaſſungen 

in, welche in der Provinz Sachſen beſtehen. Er habe Anſtand genommen, 
ein Amendement zu ſtellen; ſeitdem das Amendementv. Benda, das jo weit 
von der Regierungs⸗Vorlage abweiche, angenommen, ſeien ſaͤmmtliche Geſetz⸗ 


eſchloſſen, und nach einer kurzen 


195 5 durch cht nach 1 
ehe, weil man nicht nach dem allgem, neuen Grundſteuergeſetze die Entſchä⸗ 
digung bemeſſe, jo vergeſſe er, daß die Privilegien nur innerhalb der 5 
vinzielle 

könnten ſie für Aufhebung ihrer Privilegien Entſchädigung verlangen; dieſe 
Steuerverfaſſungen ſeien das entſprechende Correlat zu a Eremtionen, nicht 
aber die allgemeine neu einzuführende Grundſteuer. 8 


Alinea 1, 2, 3 4 nach der Commiſſions⸗Faſſung angenommen. 


noſſen, die Beſtimmung, daß „die im Beſitze des Staates befindlichen Grund 
ſtücke von der Grundſteuer ausgenommen werden ſollen“ zu ſtreichen. Die 
Heranziehung der Domänen ſei nothwendig, bemerkt der Abg. v. Puttkam⸗ 
mer, unter Zuſtimmung des Abg. Hoffmann, weil die Grundſteuer die 
Grundlage für den Maßſtab zur Veranlagung der Kreis⸗ und Kommunglla⸗ 
ſten bieten ſolle. Das werde vereitelt, wenn die Domänen eximirt bleiben. 
Nun ſei der Fiskus doch auch nur ein Grundbeſitzer und müſſe als ſolcher 
Steuern zahlen. : 


Blandenburg habe von. 


Vorlagen in Frage geſtellt, wie ſich das bei der Gebäudeſteuer heraus⸗ 
ſtellen werde. 


Abg. v. Sänger: Der Vorredner verkenne die Grundlage des Geſetzes. 
ufhebung der Befreiung eine neue Ungleichheit entſtehen 


n Steuerverfaſſungen beſtänden, und nur mit Rückſicht auf dieſe 


$ 1 wird darauf mit großer Mehrheit angenommen; dagegen nur die 


Fraktionen der Linken und einige Polen. 


welcher die zur Grundſteuer⸗Veranlagung heranzuziehenden Grund⸗ 


ſtücke bezeichnet, wird ohne Diskuſſion mit gleicher Mehrheit angenommen. 


Bei § 3, welcher die Grundſtücke bezeichnet, die auch fortan von der 


Grundſteuer befreit bleiben ſollen, verlangt Abg. v. Vincke (Ohlau), daß die 
im Alinea 1 beſtimmte Exemtion der ſchleſiſchen Nitergüter. Bache 55 all⸗ 
gemeine Grundſteuer nicht entrichten ſollen, Falls ſie die bisher beſtehenden 
geſetzlichen, wenngleich nach 
angenommenen 

an . 
Ungunſten der Rittergüter, da die Bauerngüter dabei gewiſſermaßen den 
Rittergütern 3 5 — privilegirt wären. 


nach anderen, als den für die bäuerlichen Grundſtücke 
rundſätzen veranlagten, Grundſteuern wirklich entrichten, 
gehoben werde. Das jetzige Verhältniß ſei ein ungerechtes, und zwar zu 
Nach einer kürzeren Replik des Regierungs⸗Commiſſar Meinicke werden 


Zu Alinea 5 des $ 3 beantragen die Abgg. v. Puttkammer und Ge 


Gegen dieſen von den Abgeordneten v. d. Kneſebeck, Graf v. Lehn⸗ 


dorf, v. nt und Contzen vertheidigten Antrag wird von dem 


Abg. Reichenſperger (Geldern) eingewandt, daß es von dem Fiskus nicht 


zu erwarten ſei; er werde ſich der ihm als Grundbeſitzer obliegenden Pflich⸗ 
ten entziehen, d 


aß dies auch in den weſtlichen Provinzen nicht der Fall fer; 
ferner von dem Abg. Schellwitz: daß hier nicht der Ort ſei, eine ae 
Beſtimmung zu treffen, weil es ſich hier nur um die Frage handele, welche 
der bisherigen Steuerprivilegien beſtehen bleiben und welche aufhören ſoll⸗ 
ten; endlich von dem fich anzminiſter und dem Regierungs⸗Commiſſar 
Meinicke; daß ein wirkliches Erheben der zu veranlagenden Steuer völlig 
zwecklos ſei, weil Steuerzahler und Steuerempfänger eine Perſon ſeien, und 
daß eine bloße Veranlagung ebenfalls ohne beſonderen Nutzen ſei, weil die 
Veranlagung binnen wenigen Jahren wieder in Folge der Veränderungen 
falſch werden müſſe. Endlich wird noch von dem Finanzminiſter ganz beſon⸗ 
ders hervorgehoben, daß eine Regulirung der Frage, wie bei Veranlagung 
der Kreis⸗ und Kommunallaſten der Werth der fiskaliſchen Grundſtücke zu 
bemeſſen ſei, einem beſonderen Geſetze vorbehalten bleiben müſſe, welches 
Geſetz bereits vorbereitet werde. 
Bei der Abſtimmung wird das Amendement v. Puttkammer und Genoſ⸗ 
ſen angenommen, alſo alinca 5 des $ 3 geſtrichen. 

Nach alinea 6 des § 3 ſollen diejenigen Grundſtücke von der neuen 
Grundſteuerveranlagung ausgeſchloſſen bleiben, welche zu dem Vermögen 
evangeliſcher oder katholiſcher Kirchen, öffentlicher Schulen ꝛc., zur Unterhal⸗ 
sa Kirchen ꝛc. beſtimmter Fonds, ſowie zur Dotation von Geiſtlichen 
ꝛc. gehören. 

Abg. Oſterrath wünſcht in Bezug auf dieſen Punkt, namentlich für die 
Provinz Schleſien, die Durchführung von gleichmäßigen Sennen im 
ganzen Staate, da nicht in der einen Provinz ſchwere Belaſtung und in der 
VER ne ri ran 

ßinanzminiſter v. Patow bemerkt, daß das vorliegende Geſetz, wel⸗ 
ches nur den Charakter des Proviſoriums trage, dieſe ſchwierig⸗ Sen nicht 
regeln könne. Dieſelbe müſſe einem beſonderen Geſetz vorbehalten bleiben. 
Er wolle ſich über die Angelegenheit ſelber in dieſem Augenblicke nicht 
äußern. Die Anſichten gingen darin auseinander. Man könne ſagen, durch 
die Beſteuerung der fraglichen Grundſtücke werde die Präſtationsfähigkeit 
derſelben gefährdet, und der Staat müſſe darin mit der einen Hand geben, 
was er mit der anderen nehme; man könne andererſeits ſagen, wo die Grund⸗ 
ſteuer bis jetzt beſtanden, ſei die Leiſtungsfähigkeit ſichergeſtellt, und ſomit 
keine Veranlaſſung vorhanden, die Befreiung aufzuheben. f 

Abg. v. Binde (Ohlau) hebt die Ueberbürdung einzelner Pfarrgrund⸗ 
ſtücke in Schleſien hervor; ihm ſei z. B. eines bekannt, welches von 22 Mor⸗ 
gen 39 Thlr. Grundſteuer zahle. Mancher Gemeinde, die das Fehlende er⸗ 
gänzen muſſe, würde durch die Ausgleichung ein gerechter Nutzen zufließen. 

Der Finanzminiſter erwidert, daß die 39 Thlr. unmöglich für den 
Grund und Boden gegeben werden können; es ſeien hierbei die Abgaben von 
Dezem und ſonſtigen Leiſtungen mit in Anſchlag zu bringen. Die Beſtim⸗ 
mungen der jetzigen Vorlage würden den überlaſteten Grundſtücken in Schle⸗ 
ſien zu Gute kommen. — Das Alinea 6 wird angenommen. 

Die übrigen § 4 bis 8 werden ohne Diskuſſion angenommen. Bei 
$ 6 (Erhebung der Grundſteuerbeträge von bisher befreiten Grundſtücken 
nach den für die Staatsgrundſteuer beſtehenden Vorſchriften für die Staats⸗ 
kaſſe) wird ein von dem Abg. v. Put tkam mer beantragter Zuſatz: „ſoweit 
die Grundſtücke ſich nicht im Beſitze des Staates befinden“, angenommen. 

Ohne Diskuſſion ertheilt darauf das Haus der „Anweiſung für die Ver⸗ 
anlagung der bisher befreiten oder bevorzugten Grundſtücke in den 6 öſt⸗ 
lichen Provinzen zur Grundsteuer“ feine Zuſtimmung. Die Anweiſung be⸗ 
handelt in 4 Abſchnitten: Veranlagungsgrundſätze und Verfahren, Ausfüh⸗ 
rungs⸗ Behörden, Reklamations⸗ Verfahren, ſchließliche Feſtſtellung. Die 
Staatsregierung iſt mit den im Ganzen unerheblichen Aenderungen der Kom⸗ 
miſſion einverſtanden. in ten der Entſcheidung über Reklamationen ſetzt 
die Regierungsvorlage in erſter Aan; die Veranlagungs⸗Commiſſion, in 
zweiter . nach LAtägiger Präkluſivfriſt die Bezirks⸗Regierung feſt. Die 
Commiſſion nimmt als erſte Inſtanz die Regierung, als zweite nach ſechs⸗ 
wöchentlicher ann den Finanzminiſter an. 

Ein Antrag des Abg. Schellwitz, die Faſſung der Vorlage wiederher⸗ 
zuftellen, findet nicht die hinreichende Unterſtützung; das Haus tritt dem Vor⸗ 
ſchlage der Commiſſion bei. 

s folgt Berathung des vierten Geſetzentwurfs über die Entſchädi⸗ 
gung für Aufhebung der Grundſteuerfreiheit. At 

Berichterſtatter Abg. Reichenſperger (Geldern): Die Principien der 
Entſchädigung ſeien überhaupt bei der Generaldebatte der Vorlagen bereits 
face 0 worden. Hier komme nur die Frage in Betracht, ob die Beſitzer 
olcher Güter, welchen ein Rechtstitel nicht zuſtehe, auch eine Entſchädigung 
für ihre Privilegien erhalten ſollten. Viele Stimmen hätten ſich dafür aus⸗ 

eſprochen, daß eine Entſchädigung in ſolchem Falle nicht zu billigen ſei. 
Auch im Jahre 1850 habe ſich der damalige Finanzminiſter in dieſem Sinne 
ausgeſprochen. Dennoch habe ſich die Regierung im Geiſte der Billigkeit für 
eine Entſchädigung entſchieden. In der Komm, habe dieſe Anſicht viele Op⸗ 
poſition gefunden. Dennoch habe ſich die Mehrheit der Komm. der Anſicht 
der Regierung angeſchloſſen, weil endlich einmal die Grundſteuerfrage zum 
Austrage kommen müſſe. Vorzugsweiſe ſeien es namentlich politiſche Grund: 
ie geweſen, welche die Komm. zu dieſem Antrage bewogen, da ohne Grund⸗ 
teuerausgleichung keine Reform der Steuerverfaſſung möglich ſei. 

Zur Generaldiskuſſion nimmt Niemand das Wort. Die 88 1 bis 4 wer⸗ 


. 


Schluß der Sitzung 1% Uhr. Nächſte Sitzung morgen 10 Uhr; Tagesord⸗ 
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den ohne Diskuſſion und ſpecielle Abſtimmung angenommen; fie enthal⸗ Gefunden wurde: 1 hohenzollernſche Medaille; 1 Schluſſel. Von Induſtrie⸗Papieren holte Minerva, in kleiner Summe, 4 mehr. 
ten das Princip der Entſchädigung, die Beſtimmungen über Nachweis des Verloren wurde: 1 goldnes Gliederarmband mit goldner ie Neuſtädter Hütten mit vorjährigen Coupons waren zu 5 recht gefragt, jK 

ol.⸗Bl. £ 2 


ee 55 ne ee = aus eh 5 155 1 tere mit kleinen Granaten und Perlen verziert. bedangen auch 4 darüber. (B.⸗ u. H.⸗Z.) 
ädigung der Grundſteuer, deren Grundſteuerfreiheit nur thatſächlich, ni 7 er > — 
mehr etehlih beſteht) beantragt Graf Renard: daß die auf Grund königl. Breslau, 22. Februar. (Perſonal⸗Chronik! Berliner Börse vom 23. Februar 1860 


Verheißungen, wie namentlich des Edikts von 1788 in der Provinz Schleſien 
als mehr oder minder ſteuerfrei angeſiedelten Koloniſten auch Entſchädigung 


Ausgedehnt: 1) Die dem Kaufmann Subirge zu Löwen ertheilten Kon⸗ 
zejlionen als Agent der Feuer Verſicherungs⸗Geſellchaſt „Deutſcher Phönix“ 


2 


Div. Zur 


8 vr zu Frankfurt a. M. und der neuen Berliner Hagel⸗Aſſekuranz⸗Geſellſchaft auf Fonds- und Geld-Gourse, 1866 F. 
e . gchleüſchen Pr auch dhe den breslauer Regierungs⸗Bezirk. 2) Die dem Kaufmann Martini in Grün⸗ Freiw. Stagte-Auleihefa 7h03 G. Opersellles. B. 37 10 n G. 
vergoldete Pille der Entschädigung (Heiterkeit) gewährt werden müſſe, weil berg ertheilte Konzeſſion als Agent der Elberfelder Feuer⸗Verſicherungs⸗Ge⸗ e et dn pre . a, 22 
den großen Grundbeſitzern Entſchädigung gewährt worden ſei, und weil] gellſchat auf den breslauer Regierungs⸗Bezirk, unter Hinweis auf die das os e mr dito Prior. B.] — 34679 B. Lit. C84 B. 
dem Schwachen eben ſo ſein Recht werden müſſe, wie dem Starken. Immobiliar Verſicherungs⸗Weſen beſchränkenden Bestimmungen des aller⸗ „dito 1859] 5 40 %% ba. dito Prior. D. — | A 184% b. 
Sinangminifter Sehr. v. Patow: K thue ihm leid, daß es ihm nicht Eichſtend Crlafies dom =. Jul 1859. 3) Die Konzeffion des Agenten der Staats-Schula-Seh, By Ban 6 dite Peer. F. fa 8 
gelungen ſei, das Edikt vom Jahre 1788 aufzufinden er könne ſomit auch Elberfelder Feuer⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft, Taras in Karlsruhe, auf den Rerfiner Stadt- Obl.: 4000 15 | 5 . 
Sen e pas ls ieh A den ee wohl wie aus den kürzli⸗ beeälauer Negierungs-Bezirt, unter Hinweis auf die das din Gig n Kur- u. Neumärk, 347087, G. Prinz-W.St.V, 4 915 B. 
Fe an ahungen ie 155 egen Auf it en 11 i er En ne beſchränkenden Beſtimmungen des allerhöchſten Erlaſſes vom 5 SE 4 3% 161 8. Mar ie 165 e = 
ntſchädigung durch ihre Privilegien Anſpru aben, dieſelbe ge rt werde. ; „ - f 5 P P 2 ito neue 95 bz. ito Prior. 4 
Es ſeien eden dabei ſo eee Verhältniſſe zu berückſchtigen, daß im . Niedergelegt. Von dem Kaufmann Schwinge zu Breslau die von ihm | 5 Posensche ... 40,6. dito dene gar] 4 f. 
einzelnen Falle nur nach Maßgabe des Geſetzes werde entſchieden werden Gesel nt Agentur der Aachener und Münchener Feuer⸗Verſicherungs⸗ e tl 5 5 
b 53 würde i i W 5 f 5 - RER g i 3 5 381 ¼ ba 
8 d = EN eim age en en 50 he 11 Gun⸗ Beſtätigt: Die Vokation für den bisherigen zweiten Lehrer Richard Regent 8 genleningbe- 99 6 2 1 5 0 
ſten der Koloniſten. Ebenſo wenig könne das Haus wohl außerdem, er zum erſten Lehrer an einer der ſtädtiſchen katholiſchen Elementarſchulen zu 5 5 * r 9270 6. ir 
den ſpeziellen Fall überjehen, und durch das Geſetz werde in allen Fällen | Breslau. Die Vokation für den bisherigen Hilfslehrer in Domslau, Robert Preussinche  : „| 4 64 Da _ 
herbei efübrt was das Recht erfordere : Wilhelm Herrmann Haaſe, zum evangeliſchen Schullehrer in Schwibedawe | 8 Westt..n. Rhein. 4 034 C. ito Prior. BER 
Abg Graf Renard: Er wolle nur für die kleinen Grundbeſitze daſſelbe und Dziewentline, Kreis ilitſch. Die Vokation für den bisherigen Predigt⸗ 3 |Sächsische. . . 40% 6. di — —— 
Recht in Anspruch nehmen, wie far die großen, wenn nur ausgeſprachen] amts⸗ Kandidaten Karl Ferdinand Herrmann Seeliger zum Pfarrer der evan⸗ . we Preuss. und ausl. Bank-Aotien. 
werde, daß die §§ 1 und 2 auf alle Staatsbürger zur Anwendung kommen geliſchen Gemeinde in Ludwigsdorf, Kreis Schönau. Goldkronen.. . . 2% @. Div, Z. 
ſollten, ſo ſei er zufrieden d a tnihfer] ade Ii 1 Sold 15 hat Ausländische Fonds Berl. K. Verein f 4 n K 
1 e ; er katholiſchen Kirche daſelbſt? hlr. letztwillig zugewendet. 2) Der zu . erl. K.- Verein : 
28 Beben ben Aden Sede er in en 9 5 En en Aegnitz verſtorbene Kaufmann und Stadtalteſte 800 ubert hat ber katholiſchen Heger ler Pr. 4 4 0 near Mere 67] 5 1406 be. 
9 Aren Steuerfreiheit zugeſichert ſei, ſtänden Privattechte zur Seite, denen] Schule zu Schmellwitz 300 Thlr. mit der Beſtimmung letztwillig vermacht, dito neue 10% f l. | — 51% ba. Braunschw. Euk. 400 4 [74 
keinen Falls durch das Geſeg entgegengetreten werde, und es werde den daß von den Zinſen im Winter Schuhe und Strümpfe für arme fleißige ee eee Dee 0 en 0 ER 
auen Sead ern vet Anſpru deshalb vorbehalten bleiben Schulkinder angeſchafft werden ſollen. 3) Der zu Breslau verftorbene | kate Er yo Darst Zetel 5] 4 1804. 0. 
Nachdem auch der Referent ſich gegen das Amendement erklärt hat Dr. phil. Karl Siegfried Günsburg hat der Blinden⸗Unterrichts⸗Anſtalt Jo.poln:Sch -Obl. 4 82½ 12. u. G. Darmst (abgest.) 90 4 614% 6. 
ieht Graf Renard daſſelbe zurüd, da er durch die Erklärungen des Mini“ und der iſraelitiſchen Kranken Perpflegungs und Beerdigungs⸗Geſellſchaft Le e e ee Bee u ae 
ſters eines Beſſeren belehrt ſei. ebendaſelbſt je 100 Thlr. letztwillig legirt. ) Die zu Ohr bei Hameln ver- Bol en A 0 ra GenfCreditbrA| — | 4.128 ba. u. B 
$ 5 wird hierauf unverändert angenommen ſtorbene Frau Rittmeiſter v. Studnitz hat der Armenkaſſe zu Guhrau einen | de 4 30 fl. 62 0. Geraer Bank. 5½ 4 74½ 6. 
Die 88 6—14, die fait alle ohne Veränderung von der Commiſſion] Stagts⸗Schuldſchein über 25 Thlr. nebſt Coupons letztwillig ausgeſetz 5) Die F e eee 58 
angenommen ſind, werden vom Hauſe ohne Diskuffion angenommen; ſie] zu geichenbach verſtorbene verwittwete Partilulier Frieverike Wilhelmine | Kushess, 40 Thlr. 31.5. Hainov. - „ f öl 4 eG. g. po 
—— Beſtimmungen über das Nähere der Entſchädigung, Anmeldung Lattſtädter hat der daſigen Armenkaſſe 10 Thlr. letztwillig vermacht. ö Leipzig Br 17 4 55 8. 6. 59 
fl u 2 un? 2 * — — . .— 1 7 . “u 8. n — . 
, [Merjonal-Chromit] Cs wurde befätigt: 75 23 
IE die bereits Angers Zeit rwähnte, daß die auszuſtellenden Schuld⸗ die anderweit erfolgte Wahl des Gaſthofsbeſitzers Flach in Muskau zum] auch. Düssela.. 37% 13141744, B. Minerva-Bwg. A.] 2 | 20% etw. bz. 
ft die bereits vor längerer Zeit erwähnte, da cen ulde] Rathmann daſelbſt, die Wahl des Poſthalters Auguftin in Lauban zum | Aach-Mastiche] 684,7 4 17% ba Oesterr.Crdtb.A.| 7 |5 (% 4 4 4 ba. 
N 1 h ſelbſt, 0 Poſth gu) Lauba % * 4 * 
erſchreibungen nicht 44 prozentige, ſondern Aprozentige ſein ſollen. „Rathsb daſelbſt — Cs eee. digtamts⸗Kan⸗ Imst Rotter 6 410 B. Pos. Prov.-Bank 4473 
Bei § 15, die Legitimationsfrage der Entſchädigungs⸗Berechtigten betref⸗ did dern daseiot Te des wurde berufen: der bisherige Predigtamts⸗Kan⸗ Berg. Narkieehe 4 17 ½ be. Preuss, B.-Auth.| 73 412 b. 
2 ; h Marien didat Carl Ferdinand Herrmann Seeliger zum Pfarrer der evangeliſchen Ge: | berkn-Auhaten| eu 4 104% 6. Schl. Bank- Ver.] 644 4ůU² @. 
fend, beantragen die Abgg. Dunder Karin) und Gen., daß ftatt der von meinde in Ludwigsdorf, Kreis Schönau Berlin.-Hamburg| 5½ 4103 b Thüringer Bank 4 450% 0 
der Reg. und Comm. dune egitimation nach § 109 des Realla⸗ * gsdorf, £ Berl-Pted.-Mgd| 771 4 122%, B. Weimar. Bauk | 5 | 4 [81 ba. 
ſtengeſetzes, eine ee! DER. 7 male — — — —— — ErENLEn Berlin-Steitiner - 4 5% br. u. G. —— 
i ine öffentli rkunde über den Erwerb und ein bi E . 3 7 Breslau Freib. 2 5 8 
r ohne Pen en g diebenen öffentlichen Aufruf und Benachrichtigung Telegraphiſche Co urſe und Bo rſen⸗Nachrichten. e 78434 134% ba eee e 
etwaiger Eigenthums⸗Prätendenten als Legitimation zu betrachen ſei. Die _ Paris, 23. Februar, Nachmittags 3 Uhr. Bei ſtarkem Vertrauen der] Lace Jenbach. 4 4128 Hamburg > 22222 . 5. 180 % ba. 
ſer Antrag wird angenommen. Spekulanten eröffnete die Zproz. zu 68, 30 und ſtieg auf 68, 40. Später Hand, Halberst. | 13 4182 5 . 2 l. 150 % ba. 
Die Schlußparagraphen 16.—23 beziehen ſich ebenfalls auf Einzelheiten] ſank fie auf 68, 15, ſtieg alsdann wieder auf 68, 20 und ſchloß minder feſt Tab: 3% 1 * e Sale. d 
der Ausführung, Eine Diskuſſton erhebt ſich nur über einen Zuſatz, welchen | und bei geringem Geſchäfte zu dieſem Courſe. Conſols von Mittags 12 Uhr | Mecklenburger.) 2/4 142% 4 4 bz Wien österr. Währ.|8 T. 16 C ba. 
die Abgg. Duncker (Berlin) und Gen. hinter § 21 beantragen, wonach bei] waren 95% eingetroffen, eee, 1400 e 251.0761 ba 
einer höheren Veranlagung als zu 6 % zwar der ganze Mehrbetrag der auf _ Shluß-Courje: Iproz. Rente 68, 20. 4 (proz. Rente 97, 80, Zproz. Negra 2 18. 8 5 
2 FRE: 1 51S i 2 a 5 iR 5 2 A 
erlegten Steuer bei der Berechnung des Entſchädigungsbetrages zu Grunde] Spanier 43%, Iproz. Spanier 33%. Silber⸗Anleihe —. Oeſterr. Staats: | N. Schl. Zwab. .| — | a an 8. 8 4100 b. P. 
elegt werden, die Aushändigung reſp. Verwendung der Staatsſchuldver⸗ »Eiſenbahn⸗Aktien 508. Credit⸗mobilier⸗Aktien 753. Lombard. Eiſenbahn⸗ ae (Er 5 2 1 “4 ba Brankfurt a. . 606, 24 br. 
ee jo wie die Auszahlung etwaiger Kapitalſpitzen aber vorläufig | Aktien 547. Franz⸗Joſeph —. Öberschlen. . 80 3 Wen * 


nur ſo weit erfolgen ſoll, als dieſelben die Entſchädigung für eine Mehrbe⸗ 
laſtung bis 6 des Reinertrages bilden; der Ueberreſt ſoll bei den Regie⸗ 
rungshauptkaſſen aufbewahrt, event. an die Hauptverwaltung der Staats⸗ 
ſchulden zur Vernichtung zurück geliefert werden; die Entſchädigungs⸗Berech⸗ 
tigten e die Zinſen von dieſen zurückbehaltenen Staatsſchuldverſchrei⸗ 
bungen. — Zur Motivirung dieſes Zuſatzes bemerkt Abg. Duncker (Ber: 
lin): Mit Annahme des Amend. Benda des $ 3 des Geſetzentwurfs J. ſei 
der definitive Prozentſatz für die Grundſteuer noch vorbehalten; auf 6 % 
des Reinertrages werde er wohl mindeſtens feſtgeſetzt werden; ohne die Klau⸗ 
ſel des von ihm beantragten Zuſatzes könne es aber kommen, daß Entſchädi⸗ 
gungen indebite geleiſtet würden, falls die 6 % bei der definitiven Feſt⸗ 
ſetzung nicht überſchrütten würden. — Der Finanzminiſter und Bericht: 
erſtatter ſtimmen dem Zuſatze bei. Derſelbe wird mit großer Majorität an: 
enommen. 
8 Der 4. Geſetzentwurf iſt damit erledigt, und die Tagesordnung ebenfalls. 


London, 23. Februar, Nachmittags 3 85 Silber 62%. 

Conſols 95. Iproz. Spanier 34. Mexikaner 21%. Sardinier 85%. 
öproz. Ruſſen 109%. 4½ proz. Ruſſen 97%. 

Der Dampfer „City of Baltimore“ iſt aus Newyork eingetroffen. 

Wien, 23. Februar, Mittags 12 Uhr 45 Minuten. Feſte Haltung. — 
Neue Looſe 102, —, 

5proz. Metalliques 70, 10. 4 proz. Metalliques 62, —. Bank⸗Aktien 
866. Nordbahn 196, 80. 1854er doofe 107, —. National-Anlehen 78, 10, 
Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Certifikate 265, —. Kredit⸗Aktien 198, 50. London 
130, 50, Hamburg 99, 50. Paris 52, —. Gold 130, —. Silber —, —. 
Siifabetbapn 173, — Lombardiſche Eiſenbahn 156, —. Neue Lombard. 

iſenbahn —. 

Frankfurt a. M., 23. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. Stim⸗ 
mung ſehr feſt; öͤſterreichiſche Fonds und Aktien N höher. 

Schluß⸗Courſe: Ludwigshafen⸗Bexbach 130%. iener Wechſel 88%, 
Darmſtädter Bank⸗Aktien 154. Darmſtädter Zettelbank 226. FSprozent. 
Metalliques 50%. 4 proz. Metalliques 45. 1854er Looſe 77. Oeſterr. 
National⸗Anleihe 57%. eſterreich.⸗franzöſ. Staats⸗Eiſenbahn Aktien 234. 
Oeſterr. Bank⸗Antheile 766. Oeſterr. Kredit⸗Aktien 177. Oeſterr. Eliſabet⸗ 
Bahn 129%. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 43. Mainz⸗Ludwigshafen Litt. A. 96%, 
Mainz⸗Ludwigshafen Litt. O. —. 

urg, 23. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. Feſt, 


Berlin, 23. Februar. Weizen loco 56—68 Thlr. — Roggen loco 

ai. ki, Br. 
Thlr. Br., 48 
g / 48 Thlr. Br., 
Mai⸗Juni 484—47%—48 Thlr. bez., Br. und Gld., Juni⸗Juli 484 — 


Hafer loco 26—28 Thlr., Lieferung pr. Februar 27% Thlr. Br. 
Fun Man 26% Thlr. Br Frühjahr 26% Thlr. bez. und Gib. Mai: 


bez., 10% Thlr. Br., 10% Thlr. Gld., März April 10% Thlr. Br. 


nung: Gebäudeſteuer. ! = 2 

Im Hauſe der Abgeordneten haben die vereinigten Commiſſionen 
für Finanzen und Zölle und für Handel und Gewerbe die Additionalkonven⸗ 
tion vom 28. Okt. 1859 nebſt Schlußprotokoll von demſelben Tage zu dem 
Handels⸗ und Schifffahrtsvertrage vom 23. Juni 1855 zwiſchen Preußen 
und den Zollvereinsſtaaten einerſeits und Sardinien andererſeits zur nach⸗ 
träglichen Genehmigung empfohlen. 

Die Juſtizcommiſſion des Herrenhauſes empfiehlt den Geſetzentwurf 
wegen Einführung kürzerer Verjährungsfriſten für die hohenzollernſchen Lande 
unverändert zur Annahme. 


Berlin, 23. Februar. [Amtliches.] Se. koͤnigl. Hoheit der 
Prinz⸗Regent haben im Namen Sr. Majeſtät des Königs, allergnädigſt 
geruht: Den Premier⸗Lieutenant im 17. Infanterie⸗Regiment Wil⸗ 
helm Ferdinand Heinrich Rüdiger zu Weſel in den Adelſtand 
zu erheben; den Gymnaſialdirektor Dr. Heiland in Weimar zum 
Provinzial⸗Schulrath und Mitglied des Provinzial⸗Schul-Kollegiums in 
Magdeburg zu ernennen; ſo wie dem Kreis⸗Steuer⸗Einnehmer Kühl 
zu Stolp, im Regierungsbezirk Cöslin, den Charakter als Rechnungs⸗ 
rath; und dem General-Kommiſſions⸗Sekretär Friedrich zu Breslau 
bei ſeinem bevorſtehenden Ausſcheiden aus dem Staatsdienſt den Titel 
Kanzleirath zu verleihen. 5 f (St.⸗A.) 

Berlin, 23. Februar. Die ruſſiſche Erklärung auf die 
engliſchen Propoſitionen, mit welcher ein petersburger Cabinets⸗ 
Courier in den letzten Tagen voriger Woche Berlin paſſirte, iſt ſicherem 
Vernehmen nach jetzt in Paris übergeben. Wie wir erfahren, ſpricht 
das petersburger Cabinet allerdings den Gedanken aus, daß die ita⸗ 


Leinöl loco 10% Thlr. Br., Lieferung 10% Thlr. Br. 
Spiritus loco ohne Faß 16%—% Thlr. bez., mit Faß 16% 
"16,17 Til. bez 80 r. und 015 


lr. 
1 4 
März⸗April 17%—17 Thlr. bez. und Gb, 17% Thlr. Br., April⸗Mal 
Hamb 174 —17¼ Thlr. bez., 17% Thlr. Br. und Gld., Mai⸗Juni 174—% 
jedoch ſehr ſchwaches Geſchäft. . Thlr. bez. und Gld., 17% Thlr. Br., Juni⸗Juli 17% Thl. 6,17% 387 
Schluß ⸗Courſe: National⸗Anleihe 58%. Oeſterr. Kreditaktien 75. Ju 18% 
Vereinsbank 98%. Norddeutſche Bank 84%. Wien —, —. T 
Hamburg, 23. Februar. [Getreidemarkt.] Weizen loco und ab aus: 
wärts feſt, aber ruhig. Roggen loco etwas matter, ab Oſtſee ſehr ruhig. 
3 pr. Mai 24, pr. Oktober 25%, Kaffee ſehr feſt, ruhig. Zink ohne 
mſatz. : 
Liverpool, 23. Februar. [Baumwolle.] 6000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe gegen geſtern unverändert. 


Berlin, 23. Februar. Die heutige Börſe ift im Weſentlichen nicht an: 
ders als die geſtrige zu charakteriſiren. Heut Früh günftige Courſe aus Pa: 
ris, von Wien en. eine weitere Coursſteigerung, von einer Beſſerung 
der Valuta begleitet, dieſe Umſtände trugen zur Befeſtigung der Stimmung 
auch ferner bei, ohne das Geſchäſt aus der Eingeſchränktheit zu löſen, in die 
es durch die Unentſchiedenheit der politiſchen Lage gebannt iſt; indeſſen war 
doch die Spekulation unverkennbar animirter, namentlich in Oeſterr. Credit: 
und Nationalanleihe, auch in einigen kleineren Credit⸗Effekten waren die Um⸗ 
ſätze belangreicher als in den letzten Tagen. Auch in Eiſenbahnaktien zeigte 
ſich die Börſe etwas thätiger, die Frage für preuß. Aktien hatte ſich jeden: 
falls gehoben. Der Geldmarkt blieb fluͤſſig, mit 24% iſt für beſtes Papier 
anzukommen. i 

Oeſterr. Credit⸗Aktien hatten ſich gleich Anfangs um 14% auf 76 geho⸗ 
ben, ſie wichen aber, als die wiener Notirung von 199. 80, wie Anfangs 
lieniſchen Angelegenheiten durch eine Conferenz der fünf Groß ach ge 7 — auf 12 50 Bee ra 754 0 zu he a : 
ieniſchen Angelegenheiten durch eine roßmächte indeß pr. Caſſe nur ſchwer anzukommen war. Vorprämien pr. ult. wurden en . 2 ; 
geordnet — 5 Mit dieſem Gedanken wird jedoch nur die Ableh-] mit 76% —1½ und 76 —1 gemacht, pr. März mit 783. Mit 80-2 blie⸗ Spiritus matter; loco ohne Faß 16% Thlx. bez., auf Lieferung pr. 

; 4 ini tritt keineswegs al „ben pr. März Abgeber. Genfer (28) und Deſſauer (21) blieben behauptet, 
nung der engliſchen Vorſchläge motivirt, er tritt keineswegs als ſelbſt— in guter Frage 47 höher mit 55 waren Leipziger, und zu dieſem Courſe g . 2 . 
ſtändiger Vorſchlag des petersburger Cabinets auf. nicht zu erlangen. Disc⸗Comm.⸗Anth, waren nur 4% höher mit 82 zu ba: pr. n Im Thlr. Br., 17% Thlr. Gld., pr. Juli⸗Auguſt 17% Thlr. 
0 en berichtet 1 7 Preußen habe ſich 5 5 2 55 — Br — 85 Bene aber Wg d 0 15 5 wurde : a Br., 17% Thlr. Gld. Tit 

en Regierung angeſchloſſen, fo beruht dies auf einem Irrthum; for: | mehr (61%) vergebens geboten. Auch die übrigen Credit⸗Effekten waren fe 6 0 8 
191 — — — . 5 a 5 Augenblicke noch gar keine und a 05 lezten Courſen nicht zu haben, ea für Norddeutſche wird 4% 39 70 ie 5 a Games . Montagspreiſen unver⸗ 
Erklärung auf die Ruſſell⸗Palmerſtonſchen Propofitionen gegeben. Antrages N een en Leith, 22, Februar. Weizen unverändert, däniſche Gerſte 6 d. höher, 

f (B.⸗ u. H. ⸗3.) In Notenbank⸗Aktien war faft gar lein Umſatz, nur Weimariſche gingen andere Sorten vernachläſſigt. Der Markt im Allgemeinen bei geringem Ge⸗ 

Der „H. N.“ wird Folgendes telegraphirt: Die Unterhandlungen ner ae ei) um, g i hier N Hehruar. Wehen 3 l, Moog a Bern 

sr ä i ; 51 E nter den Eiſenbahnaktien, für die fi egehr zeigte, haben wir vor „22. Fe . 3 Fl., 1 „ 
8 5 Hallen d 2 — 83 ee 80 Allem Oberſchleſiſche K u. C. 5 ee mehr (110%) beban: höher, Raps pr. Frühjahr: Gieferung 64 Fl, pr. DltobersSieferung 67 . 
em für eine Gonfcten ſind deſſen Ei Ha wege bert 115 dagegen wichen Litt. B. um 74% auf 105 zurück. Ferner blieben 44% Rüböl pr. Frühjahr 37½ Fl., pr. Herbſt 39% Fl. 
einbart. 


Weizen feſt behauptet. Die Börſe eröffnete für Roggen in matter Stim⸗ 
mung und war der Verkehr bei etwas niedrigeren Brit 1 
Schluß trat jedoch wieder Nachfrage ein, die einige Feſtigkeit und etwas 
beſſere Courſe zur ige hatte. In Loco-Waare * underänderten Preiſen 
. 8 1 47 1 5 Pe ee ei e en im 

erthe wenig verändert. tritus Joco mehr offerirt und billiger verkauft, 
Termine feſt behauptet. Gekündigt 20,000 Quarl. N 5 


70 Thlr. bez., 70 Thlr. Gld., 70% Thlr. B 


457540 Thlr. bez., auf Lieferung 77pfd. Br Februar 46 Thlr. bez. en 
Gd Thlr. Br., 45% Alk. 


Rüböl etwas feſter; . or Thlr. Br., auf rg. pr. Februar 
r. 


oͤher mit 81 Freiburger zu laſſen, ebenſo Köln⸗Mindener mit 121%, und * 

Rheiniſche fehlten mit 81, Stelter fals Y% höher mit 9%. Die Heinen l Walde e 24. Februar: [Produktenmarkt.] Feſte ran in 
Sachen waren eher matter, nur für Mecklenburger erhielt ſich Begehr, doch Header Getreidekörnern, f 9910 5 Zufuhren, geringes 57175 ot von 
wurde nur ausnahmsweiſe über die geſtrigen Courſe hinausgegangen; mit] Nedenlägern, mäßige Kauflust, Preiſe behauptet. Del und K * ohne 


— Der Perſonenzug aus Wien hat heute Vormittags in ; z Aenderung. — Spiritus ruhig, loco 16%, Februar 16% B. u. G. 
} 2 aren indeß immer Käufer. g. p 6 ar 16% B. u. 

Oeſterr.⸗Oderberg den Anſchluß an den Perſonenzug nach Breslau nicht en 97 Sonde waren 5 feſt, der Begehr eher dringender, der Umſatz Eon Sgr. 
erreicht. aber nußerordentlich ſchwach. Für die 5 % war etwa A . era Weißer Weizen . 87073 7%Miden . 222.405 8 50 
— x } machen; die Staatsſchuldſcheine matt und % billiger (84%). Pfandbriefe dito mit Bruch . 54 58 62 66 Winterraps . . . 84 88 90 92 
Breslau; 26. Februar. [Diebſtähie.] Geſtohlen wurden: Stockgaſſe ein wenig matter, Rentenbriefe blieben feſt. . 8 Gelber Weizen . 64 67 70 72 Winterrübſen . . 74 76 78 80 
Nr. 30 vom Waſchboden ein Frauenhemde im Werth von 18 Sgr. Große Für Metalliques ließ ſich 4 — 4 mehr erzielen. Oeſterreich. National-] dito mit Bruch . 48 52 54 56 Sommerrübſen . 70 72 76 78 
Brennerweizen 34 38 40 42 Schlagleinſaat. . 65 70 75 80 


ilindengaſſe Nr. 22 aus unverſchloſſenem Gehöfte 1 braunes Wagenrad Anleihe erhielt ſich in gutem Verkehr; fie ſetzte zur höheren Notiz von geſtern 
een mit braunlackirtem Sul, Ritterplatz Nr. 1 2 Sad Kar: | (58 1 — un aber mei 58 zu 59 und 59%, ſpäter auch zu 59% Roggen. . . 50 52 54 56 1 
koffeln und 1 Tonne Steinkohlen; Meſſergaſſe Nr. 16 aus dem Gehöfte 1 gebandelt; die Steigerung beträgt % ., Looſe blieben unverändert. Die Gerſte . . . . 38 41 44 47 — — 
Bruhſchaff und 1 Fußwanne, beide mit hölzernen Reifen verſehen und am, ruſſiſchen Anleihen waren zu letzten Courſen r fe die neue 3 % bedang 12 ee . 5 27 29 30 Rothe n 10% 11% 12% 
Boden mit je 3 ſchwarzen Kreuzen gez.; Karlsſtr. Nr. 48 von einem Noll: darüber. Von den polniſchen Effekten blieben 9 e erhöht ohne Kocherbſen .. . 54 56 58 62 Weiße dito 18 2 975 05 
wagen 1 neue ſog. Juffe hemden gez. J. Frankfurter; Ring Nr. 24 aus] Nehmer, auch für 500 Fl⸗Looſe war nur % weniger zu erzielen, Abgeber Futtererbſenn .. 45 48 50 52 Thymothee 994 10 10% 10 
einem im Hausflur untergebrachten Staatswagen das blaue Tuch, womit forderten 4 mehr als geſtern (894). Von kurheſſiſchen Looſen war nur A a Ph 
letzterer ausgeſchlagen war und das durch die Diebe herausgeſchnitten worden; eine Kleinigkeit zu geſtrigem Briefcburſe verlangt. Die neueften Marktpreiſe aus der Provinz. 

Freiburg. Weizer Weizen 55 —72 Sgr., gelber 54—66 Sgr., Roggen 


t. 
auf der Schwerdtſtraße am Eingange des Circus einem Herrn aus der Rock-] Oeſterreichiſche Noten gewannen 4, Sovereigns blieben 4 Sgr. theurer 2 
taſche 1 Portemonnaie mit ca. 2 Thlr. Inhalt. a * f 49—57 Sr., Gerſte 36—43 Sgr., Hafer 25—30 Sgr. 


verkäuflich 
Verantwortlicher Redakteur: R. Bürkner in Breslau. Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


en wenig belebt; am 


Br., 10% 


Thlr. Gld. April⸗Mai 10% Thlr. bez. und ld, 10% Thlr. r., Mal⸗ Juni 


